
SANITÄR+HEIZUNGSTECHNIK 7/202126

K
O

H
LE

N
D

IO
X

ID
Kein „Nach uns die Sintflut“
Bundesverfassungsgericht verlangt Verschärfungen beim Klimaschutz

BERND GENATH

Mit dem am 29. April 
veröffentlichten Beschluss 
hat der Erste Senat des 
Bundesverfassungsge-
richts entschieden, dass 
die Regelungen des Kli-
maschutzgesetzes vom 12. 
Dezember 2019 über die 
nationalen Klimaschutzziele 
und die bis zum Jahr 2030 
zulässigen Jahresemissions-
mengen mit den Grund-
rechten unvereinbar sind. 
Karlsruhe bemängelt das 
Fehlen eines konkreten 
Reduktionspfads bis 2050. 
Man sei  gegenüber der 
jetzigen Generation sehr 
großzügig hinsichtlich der 
Schadsoff-Grenzwerte und 
treffe keine Vorsorge für 
die nächste Generation. 

könne nicht festgestellt werden, dass 
der Gesetzgeber mit dem Erlass ge-
gen seine grundrechtlichen Schutz-
pflichten, die Beschwerdeführenden 
vor den Gefahren des Klimawandels 
zu schützen, oder gegen das Klima-
schutzgebot des Art. 20a GG ver-
stoßen hat. Doch seien die zum Teil 
noch sehr jungen Beschwerdeführen-
den durch die angegriffenen Bestim-
mungen aber in ihren Freiheitsrech-
ten verletzt. Und zwar deshalb: Da 
das Gesetz nur die Periode bis 2030 
reglementiert, also hinreichende 
Maßgaben für die weitere Emis-
sionsreduktion ab dem Jahr 2031 
fehlten, „genügen die Vorschriften 
in den §§ 3 und 4 Klimaschutzgesetz 
in Verbindung mit Anlage 2 nicht der 
aus dem Gebot der Verhältnismäßig-
keit folgenden Erfordernis, die nach 
Art. 20a Grundgesetz verfassungs-
rechtlich notwendigen Reduktionen 
von CO

2-Emissionen bis hin zur Kli-
maneutralität vorausschauend in 
grundrechtsschonender Weise über 
die Zeit zu verteilen.“ Es dürfe nicht 
der heutigen Generation zugestan-
den werden, „unter vergleichsweise 
milder Reduktionslast große Teile des 
CO2-Budgets zu verbrauchen, wenn 
damit zugleich den nachfolgenden 
Generationen eine radikale Redukti-
onslast überlassen und deren Leben 
umfassenden Freiheitseinbußen aus-
gesetzt würde … Konkret erforder-
lich ist, dass frühzeitig transparente 
Maßgaben für die weitere Ausgestal-
tung der Treibhausgasreduktion for-
muliert werden, die für die notwendi-
gen Entwicklungs- und Umsetzungs-
prozesse Orientierung bieten und 
diesen ein hinreichendes Maß an Ent-
wicklungsdruck und Planungssicher-
heit vermitteln.“

Weiter Blick nach vorn 
verpflichtend
Verfassungsrechtlich unerlässlich ist 
dem Urteil nach dafür zum einen, 
dass weitere Reduktionsmaßgaben 
rechtzeitig über das Jahr 2030 hinaus 
in die Zukunft hinein festgelegt wer-
den. Zum anderen müssen weitere 

Seit 2018 laufen diverse Verfassungs-
beschwerden zum Klimaschutz. Grob 
eingeteilt, erhoben sie erstens deut-
sche Staatsbürger, zweitens Staats-
bürger aus Bangladesch und Nepal, 
drittens Umweltverbände. Die Einrei-
chungen richteten sich gegen staatli-
che Untätigkeit und gegen Regelun-
gen des Klimaschutzgesetzes (KSG). 
Konkret befasste sich das BVerfG 
in seinem Beschluss vom 24. März 
2021, veröffentlicht am 29. April, 
mit den Bestimmungen in § 3 und 
§ 4 KSG, in denen Minderungsziele 
definiert und auf einzelne Sektoren 
heruntergebrochen werden. 

Freiheiten bedroht
Das Klimaschutzgesetz verpflichtet 
dazu, die Treibhausgasemissionen 
bis zum Jahr 2030 um 55 % gegen-
über 1990 zu mindern. Als Weg da-
hin legt es sektorenbezogene Jah-
resemissionsmengen fest (§ 3 Abs. 1 
und § 4 Abs. 1 Satz 3 KSG in Verbin-
dung mit Anlage 2). Die Beschwer-
den vor dem Bundesverfassungsge-
richt richteten sich nicht gegen das 
Verfahren. Die Beschwerdeführenden 
beanstandeten den zu geringen Um-
fang der festgelegten Maßnahmen, 
der nicht ausreichenden Schutz vor 
erheblichen Einschränkungen in spä-
teren Jahren biete und so die Scha-
densbeseitigung den nachfolgenden 
Generationen auferlege. Damit ver-
stoße das Gesetz gegen das Verur-
sacherprinzip. Jein, verkündeten am 
29. April die Karlsruher Richter. Es 

Bild 1 • „Wegen der Unumkehrbarkeit 

des Klimawandels …“ Erster Senat Bun-

desverfassungsgericht Karlsruhe.
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Jahresemissionsmengen und Reduk-
tionsmaßgaben so differenziert auf-
gelistet sein, dass eine hinreichend 
konkrete Orientierung entsteht. „Die 
Vorschriften verschieben hohe Emis-
sionsminderungslasten unumkehr-
bar auf Zeiträume nach 2030. Das 
Treibhausgasemissionen gemindert 
werden müssen, folgt auch aus dem 
Grundgesetz. Das verfassungsrecht-
liche Klimaschutzziel des Art. 20a GG 
ist dahingehend konkretisiert, den 
Anstieg der globalen Durchschnitts- 
temperatur dem sogenannten ‚Pa-
ris-Ziel‘ entsprechend auf deutlich 
unter 2 K und möglichst auf 1,5 K ge-
genüber dem vorindustriellen Niveau 
zu begrenzen. Um das zu erreichen, 
müssen die nach 2030 noch erfor-
derlichen Minderungen dann immer 
dringender und kurzfristiger erbracht 
werden. Von diesen künftigen Emissi-
onsminderungspflichten ist praktisch 
jegliche Freiheit potenziell betrof-
fen, weil noch nahezu alle Bereiche 
menschlichen Lebens mit der Emis-
sion von Treibhausgasen verbunden 
und damit nach 2030 von drastischen 
Einschränkungen bedroht sind.“ Der 
Schutz des Lebens und der körperli-
chen Unversehrtheit nach Art. 2 Abs. 
2 Satz 1 GG schließt den Schutz vor 
Beeinträchtigungen durch Umwelt-
belastungen ein, gleich von wem und 
durch welche Umstände sie drohen. 

Waldbrände und 
Überschwemmungen
Die aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG fol-
gende Schutzpflicht des Staates um-
fasst daher auch die Verpflichtung, 
Leben und Gesundheit vor den Ge-
fahren des Klimawandels, etwa vor 
klimabedingten Extremwetterereig-
nissen wie Hitzewellen, Wald- und 
Flächenbränden, Wirbelstürmen, 
Starkregen, Überschwemmungen, 
Lawinenabgängen oder Erdrutschen, 
zu schützen. Sie kann eine objektiv-
rechtliche Schutzverpflichtung auch 
in Bezug auf künftige Generatio-
nen begründen. Da infolge des Kli-
mawandels Eigentum, zum Beispiel 
landwirtschaftlich genutzte Flächen 
und Immobilien, etwa aufgrund stei-
genden Meeresspiegels oder wegen 
Dürren Schaden nehmen können, 
schließt auch das Grundrecht auf Ei-
gentum aus Art. 14 Abs. 1 GG eine 
Schutzpflicht des Staates hinsicht-
lich der Eigentumsgefahren des Kli-
mawandels ein. Karlsruhe: „Zum 

grundrechtlich gebotenen Schutz 
vor den Gefahren des Klimawan-
dels offensichtlich ungeeignet wäre 
ein Schutzkonzept, das nicht das Ziel 
der Klimaneutralität verfolgte; die 
Erderwärmung könnte dann nicht 
aufgehalten werden, weil jede Erhö-
hung der CO

2-Konzentration in der 
Atmosphäre zur Erderwärmung bei-
trägt und einmal in die Atmosphäre 
gelangtes CO2 dort weitestgehend 
verbleibt und absehbar kaum wie-
der entfernt werden kann. Völlig un-
zulänglich wäre zudem, dem Klima-
wandel freien Lauf zu lassen und den 
grundrechtlichen Schutzauftrag allein 
durch sogenannte Anpassungsmaß-
nahmen umzusetzen. Beides ist hier 
nicht der Fall. Im Ergebnis kann auch 
nicht festgestellt werden, dass der 
Gesetzgeber seinen Entscheidungs-
spielraum überschritten hat, indem 
er das ‚Paris-Ziel‘ zugrunde gelegt 
hat, wonach der Anstieg der glo-
balen Durchschnittstemperatur auf 
deutlich unter 2 K und möglichst auf  
1,5 K zu begrenzen ist. Hierbei ist 
auch von Bedeutung, dass zum 
Schutz der Grundrechte vor den Ge-
fahren des Klimawandels ein ergän-
zender Schutz durch Anpassungs-
maßnahmen prinzipiell möglich ist.“

Zu hohes Risiko
Eine Verletzung der Schutzpflichten 
lasse sich angesichts des dem Gesetz-
geber bei der Erfüllung zukommen-
den Spielraums exakt nicht feststel-
len, aber: „Grundrechte sind auch 
dadurch verletzt, dass die nach § 3 
Abs. 1 Satz 2 und § 4 Abs. 1 Satz 3 
KSG in Verbindung mit Anlage 2 bis 
zum Jahr 2030 zugelassenen Emis-
sionsmengen die nach 2030 noch 
verbleibenden Emissionsmöglich-

keiten erheblich reduzieren und da-
durch praktisch jegliche grundrecht-
lich geschützte Freiheit gefährdet 
ist. Als intertemporale Freiheitssi-
cherung schützen die Grundrechte 
die Beschwerdeführenden hier vor 
einer umfassenden Freiheitsgefähr-
dung durch einseitige Verlagerung 
der durch Art. 20a GG aufgegebe-
nen Treibhausgasminderungslast in 
die Zukunft ... Vorschriften, die jetzt 
CO

2-Emissionen zulassen, begründen 
eine unumkehrbar angelegte, recht-
liche Gefährdung künftiger Freiheit, 
weil sich mit jeder CO2-Emissions-
menge, die heute zugelassen wird, 
die in Einklang mit Art. 20a GG ver-
bleibenden Emissionsmöglichkei-
ten verringern; entsprechend wird 
CO2-relevanter Freiheitsgebrauch 
immer stärkeren, auch verfassungs-
rechtlich gebotenen Restriktionen 
ausgesetzt sein.“

Deutschland als Vorbild
Der Klimaschutz genießt keinen un-
bedingten Vorrang gegenüber an-
deren Belangen, sondern ist im Kon-
fliktfall in einen Ausgleich mit an-
deren Verfassungsrechtsgütern und 
Verfassungsprinzipien zu bringen. 
„Wegen der nach heutigem Stand 
weitestgehenden Unumkehrbarkeit 
des Klimawandels wären Verhaltens-
weisen, die zu einer Überschreitung 
der nach dem verfassungsrechtlichen 
Klimaschutzziel maßgeblichen Tem-
peraturschwelle führten, jedoch nur 
unter engen Voraussetzungen – etwa 
zum Schutz von Grundrechten – zu 
rechtfertigen. Dabei nimmt das rela-
tive Gewicht des Klimaschutzgebots 
in der Abwägung bei fortschreiten-
dem Klimawandel weiter zu.“ Karls- 
ruhe erteilt auch jenen Kritikern eine 

Bild 2 • Ende 

2022 muss die 

Novelle vorlie-

gen.
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Abfuhr, die auf Klimawende und Er-
derwärmung als globale Phänomene 
verweisen und nicht durch die Klima-
schutzbeiträge eines Staates allein 
gelöst werden können: Laut Rich-
terspruch kann sich der Staat sei-
ner Verantwortung nicht durch den 
Hinweis auf die Treibhausgasemissi-
onen in anderen Staaten entziehen. 
„Aus der spezifischen Angewiesen-
heit auf die internationale Staaten-
gemeinschaft folgt vielmehr umge-
kehrt die verfassungsrechtliche Not-
wendigkeit, eigene Maßnahmen zum 
Klimaschutz tatsächlich zu ergreifen 
und für andere Staaten keine Anreize 
zu setzen, das erforderliche Zusam-
menwirken zu unterlaufen.“

Spielraum bewilligt
Was hat der Staat konkret zu tun? 
Das Verfassungsgericht räumt ihm 
natürliche einen Spielraum ein – 
muss ihm einen Spielraum einräu-
men, da sich Atmosphärenphysiker 
und Energiewirtschaftler mit einem 
exakt abgesteckten, gangbaren Re-
duktionspfad, der wirtschaftlich um-
setzbar ist und garantiert zum Ziel 
führt, zurückhalten. Der Intergover-
nmental Panel on Climate Change 
(IPCC) hat für verschiedene Tempe-
raturschwellen und verschiedene 
Eintrittswahrscheinlichkeiten unter 
Offenlegung der verbleibenden Un-
sicherheit globale CO

2-Restbudgets 
benannt. Auf dieser Grundlage hat 
der Sachverständigenrat für Umwelt-
fragen für Deutschland ein ab 2020 
verbleibendes, konkretes nationales 
Restbudget ermittelt, das mit dem 
Paris-Ziel vereinbar ist. Das stützt 
sich allerdings auch auf Szenarien 
ab. Besteht wissenschaftliche Unge-

wissheit über umweltrelevante Ur-
sachenzusammenhänge, erlegt Art. 
20a GG dem Gesetzgeber eine be-
sondere Sorgfaltspflicht auf. Danach 
müssen bereits belastbare Hinweise 
auf die Möglichkeit gravierender oder 
irreversibler Beeinträchtigungen be-
rücksichtigt werden. Dem Sachver-
ständigenrat für Umweltfragen zu-
folge belässt das Klimaschutzgesetz 
den Akteuren aber zu viel Spiel-
raum. Das Emissionsbudget, das der 
IPCC Deutschland bis 2050 zubilligt, 
könnte unter Umständen nach den 
Abschätzungen schon 2030 aufge-
braucht sein. 

Klimaneutralität gestalten
Die obersten Verfassungsrichter: 
„Der objektivrechtliche Schutzauf-
trag des Art. 20a GG schließt die Not-
wendigkeit ein, mit den natürlichen 
Lebensgrundlagen so sorgsam umzu-
gehen und sie der Nachwelt in sol-
chem Zustand zu hinterlassen, dass 
nachfolgende Generationen diese 
nicht nur um den Preis radikaler ei-
gener Enthaltsamkeit weiter bewah-
ren könnten … Die nach 2030 verfas-
sungsrechtlich gebotene Treibhaus-
gasminderungslast wird erheblich 
sein. Ob sie so einschneidend ausfällt, 
dass damit aus heutiger Sicht unzu-
mutbare Grundrechtsbeeinträchti-
gungen verbunden wären, lässt sich 
zwar nicht feststellen. Das Risiko 
gravierender Belastungen ist jedoch 
hoch und kann mit den künftig be-
troffenen Freiheitsgrundrechten nur 
in Einklang gebracht werden, wenn 
dies mit Vorkehrungen zur grund-
rechtsschonenden Bewältigung der 
nach 2030 drohenden Reduktions-
last verbunden ist. Das verlangt, den

Übergang zu Klimaneutralität recht-
zeitig einzuleiten.“ Konkret erforder-
lich ist, dass frühzeitig transparente 
Maßgaben für die weitere Ausgestal-
tung der Treibhausgasreduktion for-
muliert werden, die für die notwendi-
gen Entwicklungs- und Umsetzungs-
prozesse Orientierung bieten und 
diesen ein hinreichendes Maß an Ent-
wicklungsdruck und Planungssicher-
heit vermitteln. Verfassungsrechtlich 
unerlässlich ist dafür zum einen, dass 
weitere Reduktionsmaßgaben recht-
zeitig über das Jahr 2030 hinaus und 
zugleich hinreichend weit in die Zu-
kunft hinein festgelegt werden. Zum 
anderen müssen weitere Jahresemis-
sionsmengen und Reduktionsmaßga-
ben so differenziert festgelegt wer-
den, dass eine hinreichend konkrete 
Orientierung entsteht. 

Zeit bis Ende 2022
In diesem Zusammenhang genüge es 
nicht, die Bundesregierung lediglich 
dazu zu verpflichten, einmal – im Jahr 
2025 – durch Rechtsverordnung eine 
weitere Festlegung zu treffen. Viel-
mehr muss geregelt werden, in wel-
chen Zeitabständen weitere Festle-
gungen transparent zu treffen sind, 
damit „der weitere Reduktionspfad 
rechtzeitig erkennbar ist.“ Der Ge-
setzgeber ist nun aufgrund des Ur-
teils des Bundesverfassungsgerichts, 
gesprochen am 24. März 2021 und 
veröffentlicht am 29. April, verpflich-
tet, die Fortschreibung der Minde-
rungsziele der Treibhausgasemissi-
onen im Klimaschutzgesetz – oder 
in einem Gesetz mit einem anderen 
Titel – für Zeiträume nach 2030 bis 
zum 31. Dezember 2022 näher zu 
regeln.
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